
Aktenzeichens 5 AZR 435/88
Bundesarbeitsgericht 5. Senat Urteil vom 28. Juni 1989

- 5 AZR 435/88 -
Arbeitsgericht
Flensburg

Urteil vom 23. Februar 1988 
- 2 Ca 880/87 -

II. Landesarbeitsgericht 
Schleswig-Holstein

Urteil vom 23. Juni 1988 
- 4 Sa 175/88 -

Für die Amtliche Sammlung: 
Für die Fachpresse:
Für das Bundesarchiv:

Nein
Nein
Nein

Ertscheidungsstichwort:
Gehaltserhöhung •- Gleichbehandlung

Gesetz? BGB § 242 Gleichbehandlung; BGB § 305 Billigkeitskontrolle} 
BetrVG § 37 Abs. 4, § 78

t
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5 AZR 435/88
4 Sa 175/88 Schleswig-Holstein

Verkündet am 
28. Juni 1989
Clobes,
Amtsinspektor 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil
In Sachen

PP*
■I

hft der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 28. Juni 1989 durch den Richter 
Df. Gehring als Vorsitzenden, die Richter Dr. Olderog und
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Dr. Wittek sowie die ehrenamtlichen Richter Dr. Kukies und
Pallas für Recht erkannt:

1. Die Revision des Klägers gegen das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Schleswig-Holstein 
vom 23. Juni 1988 - 4 Sa 175/88 - wird zu­
rückgewiesen.

2. Der Kläger hat die Kosten der Revision 
zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

T a t b e s t a n d  :

Der Kläger beansprucht eine Gehaltserhöhung im gleichen Um­
fang, wie die Beklagte die Löhne der Betriebsschlosser im Jahre 
1987 angehoben hat.

Der Kläger ist Betriebselektriker und Betriebsratsmitglied. 
Er verdiente im Jahre 1986 im Angestelltenverhältnis 3*425,—  DM 
brutto monatlich. Außer dem Kläger beschäftigt die Beklagte einen 
weiteren Betriebselektriker namens F , der als gewerblicher 
Arbeitnehmer im Jahre 1986 einen Monatslohn von 3.150,—  DM brut­
to erhalten hat.

Daneben sind bei der Beklagten drei Betriebsschlosser tätig. 
Die Beklagte zahlte ihnen 1986 Monatslöhne von 3.000,—  DM brut­
to, 3.136,—  DM brutto und 3.209,'—  DM brutto.
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Im Jahre 1987 hat die Beklagte das Gehalt des Klägers auf
3.^95,—  DM brutto erhöht (2,04 %) und den Lohn des Arbeitskolle­
gen F von 3.150,—  DM brutto auf 3.400,—  DM brutto (um 
7,94 %) angehoben. Die Beklagte hat die Monatsvergütungen der Be­
triebsschlosser um durchschnittlich 3,6 % auf 3.108,—  DM brutto, 
3.249,—  DM brutto und 3.325,—  DM brutto erhöht.

Der Kläger sieht darin eine Verletzung des Gleichbehand­
lungsgrundsatzes und des Billigkeitsgebotes sowie eine Benachtei­
ligung wegen seiner Betriebsratstätigkeit. Er hat in den Vorin­
stanzen noch eine Gehaltserhöhung von 7,94 % im gleichen Umfang 
wie sein Arbeitskollege F gefordert und dementsprechend 
1.009,75 DM für die Monate Mai bis September 1987 eingeklagt. Er 
beansprucht jetzt nur noch eine Anhebung seines Gehalts um 3,6 % 
im Umfang der Lohnerhöhung für die Betriebsachlosser und for­
dert für den streitbefangenen Zeitraum eine Gehaltsanhebung von 
53,30 DM monatlich.

Der Kläger hat beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an ihn 852,80 DM 
zuzüglich 4 % Zinsen auf 266,50 DM seit dem 
3. November 1987 sowie 4 % Zinsen auf den je­weils um 53,30 DM erhöhten Betrag seit dem 
3. der jeweiligen Folgemonate zu zahlen.

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt und geltend ge­
macht, der Kläger könne über den Ausgleich der Preissteigerungs­
rate hinaus keine Gehaltserhöhung beanspruchen. Die Beklagte ver­
weist dazu auf ihr Schreiben vom 10. September 1987 an den Klä­
ger, in dem sie ihn darauf hingewiesen hat, daß sie mit der un­
terschiedlichen Erhöhung der Vergütungen das Lohnniveau der bei-
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den Elektriker annähernd angleichen wolle, weil der Arbeitskol­
lege F fachlich und leistungsmäßig nicht schlechter zu beur­
teilen sei als der Kläger.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesar­
beitsgericht hat die Berufung zurückgewiesen. Der Kläger verfolgt 
mit der Revision sein Klageziel im Umfang der Gehaltsanhebung für 
die Betriebsschlosser weiter.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  ;

Die Revision des Klägers ist nicht begründet. Der Kläger 
kann keine höhere Gehaltsanpassung fordern als er bekommen hat. 
Dafür fehlt es an einer Rechtsgrundlage. Insbesondere hat die Be­
klagte den Gleichbehandlungsgrundsatz nicht verletzt.

I. Nach dem arbeitsrechtlichen Grundsatz der Gleichbehandlung 
ist es dem Arbeitgeber verwehrt, in seinem Betrieb einzelne oder 
Gruppen von Arbeitnehmern ohne sachlichen Grund von allgemein be­
günstigenden Regelungen auszunehmen und schlechterzustellen. Das 
gilt auch im Bereich der Entlohnung, wenn Arbeitsentgelte durch 
eine betrieblich einheitliche Regelung nach allgemeinen Grundsät­
zen angehoben werden. Wenn der Arbeitgeber jedoch aufgrund ein­
zelvertraglicher Abreden einzelne Arbeitnehmer besserstellt, kann 
er nicht unter Berufung auf den Gleichbehandlungsgrundsatz ver­
pflichtet werden, die gleichen Leistungen an alle Arbeitnehmer zu 
erbringen (ständige Rechtsprechung des BAG, vgl. zuletzt BAGE 45, 
76, 81 = AP Nr. 67 zu § 242 BGB Gleichbehandlung, zu II 3 b der 
Gründe). Unter diesen Umständen ist es nicht zu beanstanden, wenn
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ein Arbeitgeber mit einzelnen Arbeitnehmern arbeitsvertraglieh 
höhere Gehaltserhöhungen vereinbart, als sie üblicherweise im 
Betrieb gewährt werden (unveröffentlichtes Senatsurteil vom 
19. Februar 1986 - 5 AZR 55/85 zu III 2 der Gründe).

1. Die Beklagte hat die unterschiedliche Anhebung der Vergütung 
des Klägers und seines Arbeitskollegen F ausdrücklich damit 
begründet, daß sie die Vergütungsdifferenz zwischen dem im Ange­
stelltenverhältnis beschäftigten Kläger unc- dem fachlich und lei­
stungsmäßig ebenso guten gewerblichen Mitarbeiter F abbauen 
wolle. Darauf hat die Beklagte sich rechtzeitig berufen, als der 
Kläger mit seinem auf Gleichbehandlung gestützten Begehren an sie 
herantrat, um ebenfalls eine Vergütungserhöhung im Umfang wie der 
Arbeitskollege F zu erhalten (vgl. BAGL 36, 187, 199 = AP 
Nr. 117 zu Art. 3 GG, zu II 3 der Gründe). Dementsprechend han­
delt der Arbeitgeber sachlich gerechtfertigt, wenn er Tariflohn­
erhöhungen zum Anlaß nimmt, durch eine unterschiedliche Erhöhung 
der Effektivlöhne die Lohn- und Gehaltsdifferenzen im Betrieb zu 
vermindern, um zu verhindern, daß sich die Löhne und Gehälter 
durch prozentuale Lohnerhöhungen immer weiter auseinanderentwik- 
keln. Die unterschiedliche Behandlung der Arbeitnehmergruppen im 
übertarifliehen Bereich ist also dann sachlich begründet, wenn 
ungleiche Verhältnisse zwischen den Arbeitnehmern vermieden oder 
beseit igt werden sollen (unveröffentlichtes Senatsurteil vom 
28. August 1985 - 5 AZR 500/84 -, zu II 2 c der Gründe). Damit 
hat die Beklagte die unterschiedliche Lohnerhöhung des Klägers 
und des Arbeitskollegen F auf einen sachlichen Differenzie­
rungsgrund im Sinne des Gleichbehandlungsgebotes gestützt.
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2 , Eine gleiche Vergütungsanhebung, wie sie die drei Betriebs- 
Schlosser erhalten haben, kann der Kläger nicht beanspruchen. Die 
Betriebsschlosser bilden eine in sich abgeschlossene Gruppe mit 
einer anderen handwerklichen Tätigkeit. Die von der Beklagten 
vorgebrachten Differenzierungsgründe treffen auf den Personen­
kreis der Betriebsschlosser nicht zu. Aus der Anhebung der Löhne 
für die Betriebsschlosser um durchschnittlich 3 , 6 % kann der Klä­
ger nicht herleiten, daß die Beklagte allgemein die Handwerker­
löhne um 3,6 % anheben wollte. Die dazu vom Arbeitsgericht durch­
geführte Vernehmung des Betriebsleiters H hat die Vorinstanz 
in revisionsrechtlich nicht angreifbarer Weise dahin gewürdigt, 
daß die Beklagte die Handwerkerlöhne nicht generell um diesen 
Prozentsatz anheben wollte.

3. Der Kläger kann seine Forderung nicht zusätzlich auf eine 
Verletzung des Billigkeitsgebotes stützen, nenn die Beachtung des 
Grundsatzes der Gleichbehandlung ist in Wahrheit nichts anderes 
als das Gebot, nach Billigkeit zu verfahren (BAG Urteil vom
22. Dezember 1970 - 3 AZR 52/70 - AP Nr. 2 zu § 305 BGB Billig­
keitskontrolle, zu II 2 der Gründe).

II. Die Vorinstanz hat auch zutreffend einen Anspruch des Klä­
gers auf eine Gehaltsanhebung nach § 37 Abs. 4 BetrVG verneint.

Danach darf das Arbeitsentgelt von Mitgliedern des Betriebs­
rats nicht geringer bemessen werden als das Arbeitsentgelt ver­
gleichbarer Arbeitnehmer mit betriebsüblicher beruflicher Ent­
wicklung . Nachdem das Landesarbeitsgericht, mit zulässigen Ver-

7
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


7

fahrensrügen nicht angegriffen, festgestellt hat, daß "die ver­
hältnismäßig geringere Lohnerhöhung des Klägers nicht auf seine 
Tätigkeit im Betriebsrat zurückzuführen" sei, läßt sich schon aus 
diesem Grund kein Verstoß der Beklagten gegen § 37 Abs. 4 BetrVG 
herleiten (vgl. BAG Urteil vom 21. April 1983 - 6 AZR 407/80 - AP 
Nr. 43 zu § 37 BetrVG 1972, zu 2 und 3 der Gründe; unveröffent­
lichtes Senatsurteil vom 4. Dezember 1985 - 5 AZR 660/84 -, zu 
II 2 der Gründe). Ebensowenig kann der Kläger seinen Anspruch auf 
eine Verletzung des § 78 BetrVG stützen, denn nach den insoweit 
für die Revision bindenden tatsächlichen Feststellungen des Beru­
fungsgerichts ist in der geringeren Gehaltserhöhung für den Klä­
ger keine Benachteiligung wegen seiner Betriebsratsarbeit zu se­
hen.

Dr. Gehring
Dr. Kukies

Dr. Olderog
Pallas

Dr. Wittek
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